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Geschäftsstelle 

In der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe sind in zweistündiger kontroverser 
Debatte unterschiedlichen Auffassungen zur Verlängerung der Veränderungssperre für den Salz-
stock Gorleben deutlich geworden. Mit äußerst knapper Mehrheit beschloss die Kommission, den 
Bundesrat um Prüfung eines Verzichts auf die Verlängerung der Sperre zu bitten, wenn das Land 
Niedersachsen zuvor einen Schutz des Standortes Gorleben durch Anwendung des Bundesberg-
gesetzes zusagt. Für die Beschlussvorlage stimmten am Montag in Berlin zwölf Kommissionmit-
glieder. Dagegen votierten elf Mitglieder und drei enthielten sich.  
 
Die Kommissionvorsitzende Ursula Heinen-Esser bedauerte das knappe Abstimmungsergebnis. 
„Nur mit einmütigen Beschlüssen können wir uns Gehör verschaffen und unseren Voten Gewicht 
verleihen“, sagte sie. Heinen-Esser hatte zunächst dafür plädiert, auf einen erneuten Kommissi-
onsbeschluss zur Veränderungssperre zu verzichten. Die Kommission hatte in einem früheren 
Beschluss bereits eine neue gesetzliche Regelung verlangt, um eine Gleichbehandlung aller po-
tenziellen Endlagerstandorte durchzusetzen. Die vom Bundeskabinett beschlossene Verlängerung 
der Sperre soll für maximal zehn weitere Jahre im Bereich des  Salzstocks Gorleben Eingriffe in 
mehr als 50 Meter Tiefe untersagen. Der Bundesrat muss der Verlängerung  der Veränderungs-
sperre noch zustimmen. Eine zunächst im Mai geplante Abstimmung über die Sperre hatte die 
Länderkammer auch mit Blick auf die Diskussion in der Kommission verschoben. 
 
Die mit knapper Mehrheit beschlossene Prüfbitte an den Bundesrat, den Salzstock Gorleben mög-
licherweise über das Bundesberggesetz gegen Eingriffe zu sichern, wurde von der Kommissions-
Arbeitsgruppe 2 „Evaluierung“ als Antrag eingebracht. Die Antragsbegründung machte bereits 
die unterschiedlichen Auffassungen in der Kommission zur der Veränderungssperre deutlich. 
Ein Vertreter des Bundesumweltministeriums plädierte in der Sitzung eindringlich für die Ver-
längerung der Sperre, weil der Bund bislang über kein anderes Mittel zur Standortsicherung ver-
füge und eine Sicherung von Standorte über das Bundesberggesetz gegen Eingriffe Ländersache 
sei. Der knapp gefasste Kommissionbeschluss verlangt ausdrücklich, dass Niedersachsen eine 
Anwendung des Berggesetzes zum Schutz des Salzstocks Gorleben gegen Eingriffe zusagt.  
 
Die Kommission befasste sich zudem mit der Beteiligung der Öffentlichkeit an ihrer Arbeit. Ein 
Konzept für die Beteiligung der Öffentlichkeit am Kommissionsbericht nahm das Gremium zu-
stimmend zur Kenntnis und erbat weitere Ausarbeitung. Zustimmung fand auch die Konzeption 
des „Bürgerdialogs Standortsuche“, zu dem die Kommission am 20.  Juni nach Berlin einlädt. 
 
Anfragen von Medienvertretern beantwortet: Jürgen Voges - Pressereferent - Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe, Tel: +49 30 227-31316, Mail: juergen.voges@bundestag.de 
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Kontroverse in Endlager-Kommission zu Gorleben-Veränderungssperre  
Sehr knappe Mehrheit bittet Bundesrat um Prüfung von Alternativen   


